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Verordnungsblatt für die
Gemeinde Jochberg

Jahrgang 2025 Kundgemacht am 22. Oktober 2025

3. Friedhofsordnung

3. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Jochberg vom 16.10.2025 über die 
Benützung der gemeindlichen Bestattungsanlagen (Friedhofsordnung)

Aufgrund des § 33 Abs. 4 des Gemeindesanitätsdienstgesetzes - GSDG, LGBl. Nr. 33/1952, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 5/2025, und der Verordnung der Landesregierung vom 24. Jänner 
1953 zur Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes vom 8. Oktober 1952, LGBl. Nr. 33, auf dem 
Gebiete des Leichen- und Bestattungswesens, LGBl. Nr. 10/1953, in der Fassung der Verordnung LGBl. 
Nr. 108/2003, sowie des § 18 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2001, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 35/2025, wird verordnet:

I.  ALLGEMEINE BESTIMMUNG

§ 1
Geltungsbereich und Friedhofsverwaltung

(1) Der „alte“ Friedhof nördlich und östlich der Pfarrkirche zum Hl. Wolfgang ist Eigentum 
der erzbischöfliche Administratur in Salzburg und wird lt. bestehender, vertraglicher 
Vereinbarung seit 29.01.1959 von der Gemeinde Jochberg gepachtet.

(2) Der „neue“ Friedhof inklusive Aufbahrungshalle und Aussegnungsfläche befindet sich im 
Eigentum der Gemeinde Jochberg.

(3) Die Verwaltung und Beaufsichtigung des Friedhofes und des Bestattungswesens obliegt der 
Gemeinde (in der Folge kurz Friedhofsverwaltung).

(4) Die Friedhofsverwaltung hat einen Plan mit sämtlichen Grabstellen anzulegen und ein 
 Verzeichnis aller im Friedhof Beerdigten mit Geburts-, Sterbe- und Beerdigungsdaten sowie 
 der Angabe des Grabplatzes und aller Um- und Tieferlegungen zu führen. 

§ 2
Beisetzungsrecht

(1) Der Friedhof dient der Beisetzung von Personen unabhängig von ihrer Konfession, 
a) die in der Gemeinde Jochberg zum Zeitpunkt des Todes ihren Hauptwohnsitz hatten, 
b) die im Gemeindegebiet verstorben sind oder keine sonstige Beerdigungsmög-

      lichkeit haben, 
c) die ein Anrecht auf Beisetzung (§ 8 Abs. 4) in einer Grabstätte des Friedhofs haben, wenn   
    die Leiche nicht zur Bestattung in eine andere Gemeinde überführt wird. 

(2) Die Beisetzung anderer Personen bedarf der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
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II.  ORTSPOLIZEILICHE ORDNUNGSVORSCHRIFTEN
§ 3 

Öffnungszeiten u. Verhalten auf dem Friedhof
(1) Der Friedhof ist ständig geöffnet.

Die Friedhofsverwaltung kann jedoch die Öffnungszeiten bei Notwendigkeit einschränken. 
Solche eingeschränkten Öffnungszeiten sind beim Friedhof entsprechend kundzumachen. 

(2) Die Besucher des Friedhofes haben sich ruhig und der Würde des Ortes entsprechend  
 zu verhalten. Insbesondere ist verboten:

a) das Rauchen und das Konsumieren von Alkohol,
b) das Mitbringen von Tieren und Fahrzeugen; vom Verbot ausgenommen sind Assistenz-  

          und Therapiehunde nach § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, zuletzt 
          geändert durch BGBl. I Nr. 50/2025, und die Verwendung von Fahrzeugen, die der 
          Fortbewegung von Menschen mit einer Behinderung dienen, sowie Kinderwägen, 

c) das Plakatieren und das Verteilen von Druckschriften, mit Ausnahme von Druckschriften 
        die dem Ernst, der Pietät und der widmungsgemäßen Benützung des Ortes entsprechen,

d) das Feilbieten von Waren und das Anbieten von Diensten aller Art,
e) das Sammeln von Spenden,
f) das Ablegen von Abfällen an anderen als den dafür vorgesehenen Plätzen.

(3) Kinder unter 6 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung von Erwachsenen betreten.
(4) Den Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Personen ist Folge zu leisten.

§ 4 
Vornahme von gewerblichen Arbeiten

(1)  Die Vornahme gewerblicher Arbeiten auf dem Friedhof darf nur nach vorhergehender  
 Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung erfolgen.

(2) Die gewerblichen Arbeiten sind möglichst rasch zu beenden. Die dafür erforderlichen 
 Werkzeuge bzw. Materialien sind so zu lagern, dass niemand gefährdet sowie der 
 Friedhofsbetrieb nicht behindert wird. Nach Beendigung der Arbeiten sind sämtliche 
 Werkzeuge und Materialien unverzüglich zu entfernen. 

III.  GRABSTÄTTEN
§ 5

Einteilung der Grabstätten und deren Verwendungsmöglichkeiten
(1)   Die Grabstätten werden eingeteilt in

a) Einzelgräber,
b) Doppelgräber,
c) Erd-Urnengräber,
d) Urnennischen,
e) Erd-Urnengräber im Urnengarten (anonym) 

(2) Einzelgräber sind Grabstätten, die zwei Grabplätze übereinander vorsehen.
(3) Doppelgräber sind Grabstätten, die sowohl nebeneinander als auch übereinander 
 zwei Grabplätze vorsehen.
(4) Erd-Urnengräber sind Grabstätten, zur Beisetzung von Bio-Urnen mit der Asche von 

Verstorbenen, die bis zu sechs Urnen-Grabplätze vorsehen. 
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(5) Beisetzungen von Bio-Urnen können auch in bestehenden Doppel- und Einzelgräbern erfolgen. 
Es ist die Beisetzung von mehreren Bio-Urnen unter Berücksichtigung der Auflösungsdauer 
möglich.

(6) Urnennischen sind Grabstätten, zur Beisetzung von nicht verrottbaren Urnen mit der Asche 
 von Verstorbenen, welche mit einer Platte abgedeckt werden. 
              Es ist die Beisetzung von höchstens 4 Urnen mit Übertopf bzw. 6 Aschenkapseln möglich.

(7) Im Urnengarten erfolgen die Beisetzungen mit Bio-Urnen deren Durchmesser nicht größer als 
20 cm sein dürfen. Die Beisetzung erfolgt an einer anonymen Stelle. Die Grabstätten sind nicht 
individuell gekennzeichnet, enthalten keinen Namensstein, keine Tafel oder andere persönlichen 
Kennzeichnungen.

Die Urnenbeisetzung findet ausnahmslos im Stillen, ohne Beisein Dritter (dazu zählen auch 
Angehörige), durch die Friedhofsverwaltung statt. Auf Wunsch und nach Vereinbarung mit der 
Friedhofsverwaltung, kann eine Verabschiedungszeremonie am Rand des Urnengartens oder bei 
der Aussegnungsfläche vorher durchgeführt werden. 
Eine spätere Entnahme dieser biologisch abbaubaren Urnen ist nicht mehr möglich. 

Im Rahmen der anonymen Beisetzung besteht die Möglichkeit, den Namen der/des Verstorbenen 
sowie das Geburts- und Sterbedatum in eine zentral geführte Liste aufnehmen zu lassen. Diese 
Liste ist über einen am Urnengarten angebrachten QR-Code für jedermann einsehbar.

 
§ 6 

Ausmaße der Grabstätten
(1) Die Grabmäler müssen dauerhaft und standsicher erstellt werden.

(2) Die Grabstätten haben folgende Ausmaße inklusive eigener Einfriedung aufzuweisen:
a) Einzelgräber Länge:   120 cm Breite:   90 cm  
b) Doppelgräber Länge: 120 cm Breite: 120 cm
c) Erd-Urnengräber Länge:   60 cm Breite:   70 cm

(3) Die Höhe der steinernen Grabmäler von Einzel- und Doppelgräbern darf max. 125 cm inkl.
Sockel (Sockelhöhe max. 30 cm) betragen und von Urnen-Erdgräbern max. 80 cm inkl. Sockel. 
Für Grabmäler in Stein sind heimische Natursteine zu verwenden.
 

(4) Die Höhe der Kreuze von Einzel- und Doppelgräbern darf max. 180 cm inkl. Sockel (Sockelhöhe 
max. 30 cm) betragen und von Urnen-Erdgräbern max. 120 cm inkl. Sockel.

§ 7 
Ausgestaltung der Grabstätte durch den Benützungsberechtigten

(1) Alle Grabstätten sollten innerhalb eines Jahres nach erfolgter Beisetzung in einer der Würde des 
Friedhofes entsprechenden Weise gärtnerisch anzulegen und zu pflegen.

 Einzel-, Doppel- und Erd-Urnengräber:

(2)    Jede Grabstätte ist mit einem Grabmal zu versehen und während der gesamten Dauer des
Benützungsrechtes zu pflegen bzw. in gefahrlosen Zustand zu erhalten.

(3)    Die Errichtung von Grabmalen und Grabeinfriedungen bedarf der vorherigen Zustimmung  
der Friedhofsverwaltung. 

(4) Dem Antrag zur Errichtung eines Grabmals, einer Einfriedung oder einer sonstigen baulichen 
Anlage sind Unterlagen beizulegen, aus denen alle wesentlichen Merkmale des Vorhabens 
eindeutig hervorgehen. 
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(5) Die Grabstätte ist so zu gestalten, dass von ihr keine Licht-, Geräusch- oder sonstigen 
Emissionen ausgehen, die die Würde des Friedhofs beeinträchtigen oder andere Besucher 
in ihrer Ruhe und Andacht stören könnten.

(6) Die Bepflanzung der Grabstätte darf die Einfassung nicht überragen und soll eine Höhe 
von 50 cm über der Erdoberfläche nicht überschreiten

(7) Widerspricht die Ausgestaltung einer Grabstätte den Abs. 1 bis 6, hat die Friedhofsverwaltung 
den Benützungsberechtigten unter Setzung einer angemessenen Frist aufzufordern, den der 
Würde des Ortes entsprechenden Zustand herzustellen. Kommt der Benützungsberechtigte 
dieser Aufforderung nicht fristgerecht nach, nimmt die Friedhofsverwaltung die erforderlichen 
Maßnahmen selbst vor. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Benützungsberechtigten zu 
tragen.

(8) Im neuen Friedhof sind für die Einfriedungen jener Gräber, deren Grabsteine nach Westen 
ausgerichtet sind (also alle Grabreihen ostseitig), ausschließlich Porphyrplatten entsprechend den 
Vorgaben der Friedhofsverwaltung zu verwenden. 

(9) Urnennischen: 
a) Urnennischen dürfen nur mit einer Kupfer- oder Bronzeplatte sowie Metalle mit optisch 
     gleichem Erscheinungsbild abgedeckt werden. 
b) Das Urnen-Nischenelement darf in keiner Weise verändert oder umgestaltet werden.
c) Vor den Urnennischen darf eine Blumenschüssel aufgestellt werden. 
d) Ein direktes Bepflanzen ist dort nicht erlaubt bzw. möglich.

(10) Grabstätten im Urnengarten:
Im Bereich des Urnengartens ist das Abstellen von Kerzen, Blumen oder anderen Trauer-
gegenständen nicht gestattet. Das Aufstellen und Entzünden von Kerzen ist ausschließlich 
in der Kapelle (Kerzenständer) erlaubt.

(11) Nach Ablauf der Nutzungsfrist ist die Grabstätte innerhalb von zwei Monaten vollständig zu 
räumen und entsprechend dem einheitlichen Erscheinungsbild des Friedhofs – als Grünfläche 
oder Kiesfläche – wiederherzustellen

IV.  BENÜTZUNGSRECHTE AN GRABSTÄTTEN
§ 8 

Erwerb und Umfang des Benützungsrechtes
(1) Das Benützungsrecht an Grabstätten kann nach Zuweisung durch die Friedhofsverwaltung

und Zahlung der hierfür vorgesehenen Gebühren durch eine natürliche Person erworben 
werden.

(2) Die Gräber werden nach der zeitlichen Reihenfolge der Anmeldung belegt. 
 Es besteht kein Anspruch auf die Auswahl oder Reservierung einer bestimmten Grabstelle.  

(3) Das Benützungsrecht an einer Grabstätte umfasst das Recht: 
a) Die zulässige Anzahl von Särgen oder Urnen, wie im § 5 angeführt, beisetzen zu lassen.
b) Ein Grabmal, wie unter § 7 beschrieben, zu errichten.
c) Diese nach den Vorgaben laut § 7 zu gestalten.

(4) In der Grabstätte dürfen neben dem Nutzungsberechtigten selbst auf dessen Wunsch auch 
 Angehörige beigesetzt werden. Die Beisetzung anderer Personen ist nur mit vorheriger 
 Zustimmung der Friedhofsverwaltung zulässig



5 von 7

www.ris.bka.gv.at

§ 9
Dauer des Benützungsrechtes

(1) Die Mindestlaufzeit für ein Einzelgrab, Doppelgrab, Erd-Urnengrab oder Urnennische 
 beträgt 10 Jahre.  
(2) Das Benützungsrecht an den Grabstätten kann auf Antrag, solange genügend freie
 Grabplätze vorhanden sind, gegen Bezahlung der entsprechenden Jahresgebühren für die 
 Dauer eines weiteren Jahres verlängert werden.
(3) Der Ablauf des Benützungsrechtes wird von der Friedhofsverwaltung 1 Jahr vorher durch 

eine schriftliche Mitteilung an den Nutzungsberechtigten, sowie durch Anschlag an der 
Bekanntmachungstafel des Friedhofes und an der Amtstafel der Gemeinde bekannt gegeben.

§ 10 
Übergang der Benützungsberechtigung

(1) Das Benützungsrecht an einer Grabstätte ist unveräußerlich.
(2) Das Benützungsrecht an einer Grabstätte ist unter Lebenden nur in Form eines schriftlichen 
 Verzichtes zugunsten eines Ehegatten, eines Verwandten (einschl. Wahlkinder) sowie 
 zugunsten anderer Person mit einem besonderen Nahverhältnis zum Berechtigten 
 übertragbar. Diese Übertragung bedarf der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.
(3) Nach dem Tod des Nutzungsberechtigten geht das Benützungsrecht auf den bzw. die Erben   
 über. Sind mehrere Personen erbberechtigt, so haben diese einvernehmlich eine Person als 
 Nutzungsberechtigten zu bestimmen. Kommt eine Einigung nicht zustande, tritt der nach dem 
 Verwandtschaftsgrad am Nächsten stehende Erbe in das Benützungsrecht ein.
 Bei gleich nahen Verwandten erhält der Ältere den Vorrang.

§ 11 
Erlöschen der Benützungsberechtigung

(1) Das Benützungsrecht an einer Grabstätte erlischt ohne Anspruch auf Rückerstattung 
 bereits entrichteter Gebühren oder des geleisteten Investitionsbetrages und ohne Ersatz 
 für getätigte Aufwendungen:
              a) Nach Ablauf der 10 Jahre Ruhefrist und durch Ablauf des Zeitraumes, für den eine  
     Benützungsgebühr bezahlt wurde.

b) Wird eine Grabstätte vor Ablauf der gesetzlichen Ruhefrist von zehn Jahren – 
     beispielsweise durch die Verlegung einer Urne aus einer Urnennische in eine andere 
     Grabstätte außerhalb des Friedhofs (mit schriftlicher Zustimmung der BH Kitzbühel) – 
     aufgegeben, so geht die Grabstätte in das Eigentum der Gemeinde über.             
c) Wenn der Benützungsberechtigte trotz mehrmaliger nachweislicher schriftlicher 
     Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung, länger als 18 Monate, seiner Zahlungspflicht 
     lt. Friedhofsgebührenordnung nicht nach kommt. 
d) Wenn der Benutzungsberechtigte seiner Pflicht zur ordnungsgemäßen Instandhaltung der 
    Grabstätte gemäß § 7 trotz nachweislicher schriftlicher Aufforderung durch die Friedhofs-
    verwaltung länger als sechs Monate nicht nachkommt.
e) Bei Auflassung des Friedhofes.
f) Mit Verzicht, soweit kein Eintrittsberechtigter innerhalb von zwei Monate seinen Anspruch 

    geltend gemacht hat.
(2) Nach Erlöschen des Benützungsrechtes ist die Grabstätte binnen zwei Monaten, wie unter 
 Absatz 11 des § 7 beschrieben, zu räumen. 
(3) Nach Erlöschen des Benützungsrechtes kann die Gemeinde unter Beachtung der 
 gesetzlichen Ruhefrist über die Grabstätte frei verfügen. 
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V.  SANITÄTSPOLIZEILICHE VORSCHRIFTEN UND 
BESTATTUNGSVORSCHRIFTEN

§ 12 
Ruhefristen

(1) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung beträgt 10 Jahre. Vor Ablauf dieser Zeit kann 
eine neuerliche Belegung eines Erdgrabes nur erfolgen, wenn der früher beigesetzte 
Sarg in einer Tiefe von mind. 220 cm eingestellt worden ist. Ansonsten ist der zuerst beigesetzte 
Sarg tiefer zu legen.

(2) Nach Ablauf der Ruhefrist sind im Anlassfall freigelegte Knochenreste bzw. Aschenreste 
 unter Wahrung der Würde des Verstorbenen in geeigneter Form beizusetzen.
(3) Urnen, die aus beständigem Material sind, kann die Gemeinde nach Erlöschen des 
 Benutzungsrecht an der Grabstätte öffnen und die Asche unter Wahrung der Grundsätze der 
 Pietät in einem Erdgrab verwahren. 

§ 13 
Tiefe der Gräber

(1) Die Tiefe der Gräber hat bis zur Grabsohle mindestens 180 cm, bei Tieferlegungen 220 cm  
 zu betragen. Jede Erstbestattung hat nach Möglichkeit als Tieflegung zu erfolgen. 
(2) Der Abstand der einzelnen Grabstätten voneinander hat mindestens 30 cm zu betragen.
(3) Aschenreste sind in verschlossenen Behältnissen beizusetzen. Dies kann sowohl in   

Urnenerdgräbern in einer Tiefe von mindestens 50 cm, in Urnennischen oder im Urnengarten 
erfolgen. Wird eine Urne in einem Erdgrab oder im Urnengarten beigesetzt, so hat sie aus 
biologisch abbaubarem Material, ansonsten aus beständigem Material zu bestehen.

§ 14 
Umlegung (bei allen Grabstätten)

(1) Umlegung aus einer Grabstätte in eine andere bzw. innerhalb einer Grabstätte bedürfen 
 der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Eine solche ist zu erteilen, wenn der 
 Antragsteller ein begründetes Interesse glaubhaft macht und keine öffentlichen, 
 insbesondere sanitätspolizeilichen Gründe diese verbieten bzw. die Beisetzung in einer 
 anderen Grabstätte möglich ist.   
(2) Während der Ruhefrist kann eine Umlegung nur im Wege der Exhumierung erfolgen, wofür 
 es eine Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde bedarf.

VI.  AUFBAHRUNGSHALLE
§ 15 

Aufbahrung
 Die Aufbahrungshalle dient der Aufbahrung Verstorbener. 
(1) Eine Leiche darf nur in einem verschlossenen und dichten Holz- oder Metallsarg, die Asche 

eines Verstorbenen nur in einer geschlossenen Urne zur Beisetzung überbracht werden. 
(2) Die Aufbahrung hat in einem verschlossenen Sarg bzw. Urne zu erfolgen. 
(3) Zur kirchlichen Einsegnung und für Trauerfeierlichkeiten dient die Einsegnungsfläche bei der 

Aufbahrungshalle.
(4) Das Überbringen der Leichen in die Aufbahrungshalle darf nur nach vorheriger Anmeldung bei 

der Friedhofsverwaltung vorgenommen werden.
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VII.  STRAFBESTIMMUNGEN
§ 17 

Strafsätze
(1) Soweit Übertretungen dieser Friedhofsordnung Übertretungen der ortspolizeilichen 

Ordnungsvorschriften sind, werden sie vom Bürgermeister nach § 18 Abs. 2 der Tiroler 
Gemeindeordnung 2001 mit Geldstrafen bis zu EUR 2.000,00 bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. Die Strafgelder fließen der Gemeinde zu.

(2) Übertretungen dieser Friedhofsordnung, soweit diese nicht ortspolizeiliche Vorschriften 
betreffen und Verstöße gegen die Ruhefrist nach § 33 Abs. 5 Gemeindesanitätsdienstgesetz, 
stellen eine Verwaltungsübertretung dar und werden gemäß § 50 Abs. 1 lit. f und g 
Gemeindesanitätsdienstgesetz von der Bezirksbehörde mit Geldstrafe von bis zu € 36.000,00 
bestraft.   

VIII.  SCHLUSSBESTIMMUNGEN
§ 18 

Friedhofsgebühren
Die Gebühren für die Benützung des Friedhofes und die Inanspruchnahme der Friedhofseinrich-

tungen sind in der Friedhofsbenützungsgebührenverordnung festgelegt.

§ 19 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung der Gemeinde 
Jochberg vom 04.09.2008, kundgemacht vom 08.09. bis 23.09.2008 außer Kraft.

Der Bürgermeister:

Günter Resch
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